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Nürnberg, 04.06.07

PM 071-07 LFGS

Abfall
Als Konsequenz aus dem Ende des Ansbacher Müllverbrennungsirrwegs fordert der Bund Naturschutz eine klimafreundliche Abfallwirtschaft

Ansbacher Gericht entscheidet – Firma Thermoselect muss Müllverbrennungsanlage wieder abreißen
Der bevorstehende Abriss des Thermoselect-Baus, einer nie in Betrieb gegangenen Müllverbrennungsanlage bei Ansbach, markiert den Schlusspunkt eines mehr als 12 Jahre dauernden Irrwegs, verursacht durch ein eklatantes Versagen einer bürger- und umweltfeindlichen Politik. Auf „Biegen und Brechen“  setzten vor 18 Jahren die verantwortlichen Politiker und die mittelfränkische Bezirksregierung eine millionenschwere Fehlinvestition gegen die Einwände und Klagen des Bundes Naturschutz  und vieler engagierter Bürgerinnen und Bürger durch. Die angeblich “innovative“ Müllverbrennungsanlage wurde zur Pleiteruine und steht als Mahnmal an der Autobahn A 6. Nach einem Gerichtsentscheid muss sie nun abgerissen werden. 
Der Bund Naturschutz fordert daraus die Konsequenzen zu ziehen. „Die Abfallwirtschaft in Bayern und Deutschland, die in letzter Zeit wieder verstärkt auf neue Verbrennungsanlagen für  Müll und Klärschlamm setzt, muss endlich zu einer Klima und Ressourcen sparenden  Recyclingwirtschaft umgebaut werden“, so Prof. Hubert Weiger, Landesvorsitzender des Bundes Naturschutz. Abfallvermeidung, die flächendeckende Einführung der Drei-Tonnen-Systeme für die Getrenntsammlung von Papier und Biomüll sowie die mechanisch-biologische Behandlung der Reststoffe ohne Verbrennung sind die ökologische und ökonomische Alternative zur Müllverbrennung. 
Im Jahr 1990 wurde Ralf Felber (SPD) zum Oberbürgermeister von Ansbach unter anderem deswegen gewählt, weil er sich gegen eine Müllverbrennungsanlage stark gemacht hatte. Bereits vier Jahre später war OB Felber zusammen mit Bürgermeister Breitschwert (CSU) die treibende Kraft für den Bau der Thermoselect-Anlage, in Ansbach.

Der Abfallzweckverband AEV und die Mehrheit der Kommunalpolitiker haben seit über 12 Jahren aufs falsche Pferd gesetzt. Nur mit viel Glück ist dem AEV ein Millionen-Desaster erspart geblieben. „Das Aus für Thermoselect hat der AEV nicht OB Felber, wie dieser es jetzt dem Bürger verkaufen will, sondern dem Bund Naturschutz und den Bürgergemeinschaften zu verdanken“, so Hartmut Hoffmann, abfallpolitischer Sprecher des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschlands (BUND). Diese haben durch ihre Klage für einen Baustopp gesorgt, der nach Aussagen der Firma Thermoselect (TS) selbst zur Vertragskündigung geführt hat. So heißt es in einer TS-Pressemitteilung vom 31.7.2003: „Nach dem behördlichen Baustopp der TS-Anlage in Ansbach vor über einem Jahr waren EnBW und die EnBW-Tochter TAE nicht bereit, die auf Grundlage der bestehenden Verträge vereinbarten Leistungen zu erbringen.“

Der Bund Naturschutz, das Bessere Müllkonzept und die Ansbacher Verbrennungsgegner haben in fast allen Punkten recht behalten:

· Höhe der Müllmenge (nicht 108.000, wie der AEV errechnete, sondern 52.000 Jahrestonnen)

· Mängel an der Technik (bereits im Erörterungstermin 1995 aufgezeigte technische Mängel sind eingetreten)

· Fehlende Wirtschaftlichkeit und technische Fehlplanung (in Karlsruhe wurde eine halbwegs funktionierende Anlage Thermoselect-Anlage inzwischen abgeschaltet)

„Tatsache ist, dass die Politik des AEV und einiger Kommunalpolitiker die Stadt Ansbach und die Landkreise Ansbach und Weißenburg-Gunzenhausen in ein unkalkulierbares Abenteuer geführt haben“, so Hannes Hüttinger, BN-Abfallexperte und Stadtrat in Ansbach. Die Forderung der Umweltverbände, als Alternative auch die mechanisch-biologische Abfallbehandlung zu untersuchen, wurde 1992 wegen angeblich mangelnder Entsorgungssicherheit abgelehnt. 1994 wurde aber das unausgereifte Thermoselect-Verfahren ausgewählt, dessen finanzielle Auswirkungen nicht abschätzbar waren. Mit falschen Berechnungen und bewussten Täuschungen wurde die Bevölkerung in die Irre geführt. Im Jahr 1996 wurden dem Oberbürgermeister der  Stadt Ansbach  über  2600 Unterschriften für ein Bürgerbegehren gegen die Verbrennungspläne übergeben. Trotzdem beschloss fünf Tage später der AEV die Gründung einer Gesellschaft zum Bau und Betrieb der Verbrennungsanlage, um den Bürgerentscheid ins Leere laufen zu lassen.

Aber auch die Entscheidungen der Bezirksregierung Ansbach sind zu kritisieren. Zunächst hat sie auf die beteiligten Kommunen Druck ausgeübt, eine Verbrennungsanlage zu errichten. In den 90er Jahren wurde die Genehmigung trotz massiver Kritik völlig unkritisch gegenüber dem Projekt der Antragsteller erteilt.

Es wäre auch anders gegangen: Am 31.7.2000 hatte das Verwaltungsbericht Frankfurt/Main den Sofortvollzug für den Bau einer Termoselect-Anlage in Hanau aufgehoben, da erhebliche Sicherheitsrisiken für die Bevölkerung zu befürchten gewesen wären, eine Feststellung, die ebenso auch in Bayern hätte getroffen werden können. Das war letztlich das Aus für das Termoselect-Projekt in Hanau, und das wäre in Ansbach ebenfalls möglich gewesen, wenn Behörden und Verwaltungsgericht auch zu dieser Einsicht gekommen wären. Das Ergebnis dieser völlig verfehlten Müllpolitik ist eine Bauruine für rund 50 Millionen Euro!

Aber nicht nur Sicherheitsrisiken für die Bevölkerung waren ein Mangel in der Konzeption des Termoselect-Verfahrens. Es ging bei der Entscheidung des VG Frankfurt/Main um die Wärmeschutzverkleidung des Reaktors. Ebenso problematisch war die große Störanfälligkeit aufgrund der hohen Betriebstemperatur (bis zu 2000 °C), weil angesichts der Aggressivität der bei den Reaktionen entstehenden Gase kein ausreichend beständiges Material zur Verfügung stand. Überdies war dieses Verfahren auch ökologisch unsinnig. Eine Energievernichtungsanlage, die ohne Zufuhr von Erdgas gar nicht betrieben werden könnte, passt nicht in die Zeit des sich schon damals abzeichnenden Klimawandels.

Allerdings sind auch herkömmliche Müllverbrennungsanlagen nicht klimafreundlich. „Mit Abfallvermeidung und mit Recycling lässt sich mehr Energie einsparen als durch Abfallverbrennung zu erreichen wäre“, so Hoffmann. Durch die Erfassung von Altpapier und Karton (bundesweit etwa 12 Millionen t pro Jahr) lässt sich beispielsweise so viel Frischholz einsparen, wie einer Energiemenge von rund 7 Millionen t Steinkohle und somit mehr als 25 Millionen t CO2 entspricht. Zum Vergleich: Im Jahr 2002 wurden in Bayern etwa 85 Millionen t CO2 erzeugt.

Der Wirkungsgrad von herkömmlichen Müllverbrennungsanlagen ist zwar etwas höher als bei Thermoselect, liegt aber aufgrund des beträchtlichen Eigenverbrauchs und der Abwärmeverluste im Durchschnitt nur bei rund 35 %, selbst wenn die Abwärmenutzung durch Kraft-Wärme-Kopplung einbezogen wird. Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen auf der Basis z.B. von Erdgas können durchaus Wirkungsgrade von 80 – 90 % erreichen.

Mit Abfallvermeidung und mit Recycling lässt sich vor allem auch deswegen mehr Energie einsparen als in einer MVA erzeugt wird, weil bei der Verbrennung nur ein gewisser Teil des Heizwerts genutzt werden kann und die ganze Energie die zur Herstellung des zu Abfall gewordenen Materials völlig verloren geht. Das gilt besonders für Material ohne Heizwert wie z.B. Altglas und auch für die Metalle. Aber auch bei Papier und Pappe spielt die Produktionsenergie, die etwa genauso hoch ist wie der Heizwert, eine Rolle. Und das ist bei den Mengen, die jedes Jahr recycelt werden, ein nennenswerter Betrag.

Zuweilen wird bei der Diskussion ins Feld geführt, durch die Verbrennung von Müll würden Methanemissionen aus der Deponierung vermieden. Dieses Methan entsteht bei der herkömmlichen Deponierung aus biologisch abbaubaren Abfällen und ist tatsächlich ein klimaschädlicher Bestandteil des Deponiegases. Die Vermeidung von Methan ist aber kein Grund zum Bau von Müllverbrennungsanlagen. Methan kann ebenso durch die Bioabfallkompostierung vermieden werden, wie es der BN schon seit rund 20 Jahren immer wieder vorgeschlagen hat.

Anders als in der Mehrzahl der bayerischen Kommunen ist im Landkreis Ansbach die Biotonne immer noch nicht flächendeckend eingeführt. Hier hätte der Landkreis von seinem umweltpolitischen Spielraum Gebrauch machen können statt sein Heil in Luftschlössern wie Thermoselect zu suchen.
Für Rückfragen: 
Richard Mergner, BN-Landesbeauftragter, Tel.: 0911-8187825 oder 0171-6394370
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